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Schqrping gonz Kohl
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1993 ist die büqgerliche Offensive spürbar verctärkt
worden. Im neuen Jahr dnrhen der Bevölkerung noch
tiefere Einschnitte in das soziale Netz sowie der wei-
tere Abbau bürgerlichdemokratischer Rechte. Der
BRD-Zug rollt schneller nach rechts.

Beispielhaft für das politische Klima 1993 war die
De-facto-Abschaffung des Asylrechts durch eine
nGroße Koalition" von CDU bis SPD. Die Inthronisie-
rung Kanthers zum Innenminister ist in diesem Zu-
sammenhang ebenfalls bezeichnend. Dessen "Sicher-

heitspaket 94" sieht u.a. vor: die Erweiterung des
Landfriedensbruch-Paragraphen, die leichtere Ver-
hängung von Untersuchungshaft bei "Wiederho-

lungsgefahrn einer nstrafbaren Handlung",  die
Verschärfung des "Ausländemechtsn, die stärkere Ko-
operation und Befugniserweiterung der Geheimdien-
ste. Die Todesursache von Grahms bleibt weiterhin
ungeklärt. Ingrid Jakobsmeier von der RAF wurde

gleich zweimal fur diegleiche Tat verurteilt und bleibt
weitere sechs Jahre in Haft - ein flagranter Verctoß
selbst gegen bürgerliche Rechtsprinzipien.

Markus Wolf wird ftir seine Tätigkeit in der DDR,
einem souveränen Staat, nach BRD-Gesetznn wegen
"Landesverrats" belangg der E5-jährige Mielke wurde
in einem Schauprozeß gar auf der Grundlage der Re-
cherchen und Gesetze des Nazi-Regimes verurteilt.
Mit der Verschärfung des $ 218 wurde die letzte ver-
bleibende Emrngerschaft der ehemaligen DDR zer-
stört; die Diskussionen über die Ausführung des
Bvc-Urteils versprechen - so weit bekannt - nichts
Gutes. Und das Verbot der PKK zwingt nicht nur Tau-
sende von Kurdinnen und Kurden in die lllegalität -
es ist auch eine Drohung an den Widerstand aller
Immigrantinnen und Immigranten in der BRD.

Und die Regierung streicht weiter bei den Etatmit-
teln fü r Arbeitslose, Sozia lhilfeempfä nge r, Rentner,

SPD ouf Regierungslinie

Fofivtzung auf Seite 1.5



15

... Regierungslinie
Fortvtzungaon SeiteT6

Schüler und Studenten, kurzum v.a. bei den untersten
und ungeschütztesten Einkommen, um die Staab- I
schulden bei den Großkapitalisten und Banken bedie- t
nen zu können. Lohnkürzungenan 10 Feiertagenbzw.
Urla ubsverlus t, Rea llohnabba u, A rbei tslos igkeit, Ob-
dacNosigkeit - dies alles ist erst der Anfang, da sollte
man die Bourgeoisie ernst nehmen!

Und die SPD hält mit. Auf dem letzten Parteitag
bekam Scharping Rückendeckung für die sozialdemo-
kratische Variante des kapitalistischen Sparpro-
gramms; die SPD-"Linke" solidarisierte sich mit ihm.
In allen fü r d ie tnhnabhängigen wichtigen Fragen ver-
trittdie SPD - schamlos offen - die Regierungspositio-
nen.  La fon ta ine  w i l l  fü r  den Osten  d ie
Lohnangleichung auf den St. Nimmerleinstag ver-
schieben, während Scharping auf dem Parteitag "Füh-

rungswillen" v.a. bei der Durchsetzung des mit Kohl
verabredeten "großen Lauschangriffs' zeigte. Die SPD
bleibt weiterhin eine Hauptantreiberin der bürgerli-
chen Offensive. Wer angesichts dieser Fakten - mit
oder ohne Kritik - klammheimlich oder offtn - die
Wahl derSPD 1994 propagiert, kapituliert vorderbür-
gerlichen SPD-Führung. Auch eine Scharping-Regie-
rung will die bürgerliche Offensive fortsetzen!

Das "Superwahljahr" 1994 findet vor dem Hinter-
grund sich zuspitzender Klassenauseinandercetzun-
gen statt. Bergbau, Post, Bahn, Chemie, Metall -
Bischofferode, Eko, DASA - alle wissen: Entweder
wird jetzt um den Erhalt aller Arbeitsplätze gekimpft
- oder der Sturz ins Bodenlose ist nicht mehr aufzuhal-
ten. Die deutsch-nationalen und faschistischen Ratten-
fänger wittern Morgenluft, denn die büqgerliche
"Mitte" hat keine Alternative. Jeder Wahlerfolg von
REPs, DVLI bis hin zu FAP und DL könnte diesen
einen massenhaften Einbruch auch im Proletariat ver-
schaffen und hätte somit fatale Rückwirkungen auf
den Widerstand und die Klassenkämpfe selbst.

Die Friedensangebote Zwickels (IGM) wurden von
den Unternehmern prompt mit einer vorzeitigen Kün-
digung der Tarif- und Urlaubsverträge beantwortet.
Bei VW ist die lGM-Bürokratie bereits voll auf Lohn-
nub (20%) eingeschwenkt. Bei Opel soll es die näch-
sten 3 Jahre garantiert 2 % (!) Lohnerhöhung geben,
maximal nur noch 2/3 einer Tariferhöhung - bis die
Unternehmer, wie im Osten, dann auch solche Kapi-
tulationsverträge zerreißen und'Neuverhandlungen"
ansetzen. Denengehtes nicht mehrum nNull-Runden"
- "Minus-Runden" sind jetzt angesagt!
Die Gewerkschaftsbürokratie offenbart jetzt die ganze
Borniertheit und Verrottetheit ihrer Politik. Die noch
so kleinste Verbesserung, selbst der schüchternste
Versuch, erkämpfte Rechte und Errungenschaften zu
verteidigen, stößt auf den erbitterten Widerstand von
Kapita listen, Regierung und SPD. A ber Gegenwehr ist
möglich! De klassenkämpferischen Kolleginnen und
Kollegen - inden Betrieben, Gewerkschaften, Vertrau-
ersleutekörpern und/oder Betriebsräten - müssen
eine Verbindung zwischen den konkreten alltäglichen
Problemen der Kollegen und Kolleginnen und der
strukturellen Krise des Kapitalismus herstellen. Der
Widqstand muß u.a. entlang folgender Losungen or-
ganisiert werden: Keine Bindung an das Wohl des Kapi-
tals - Kompromi$Iose Verteidigung der bisherigen

'lhr Kndcrlcin komrpt - lch se,ifc Euch allc cinf

Ertungenscluften - Gbicha Lohn für gbiche Arbeit in Ost
und West - Vatei.lung der Arbeit auf alle Hände bei aollem
Lohnausgleich - Offentliclc Arbeiten - N at ionale und intq-
natbnale Streik- und Solidaritätsaktionen - Za*hlagt die
Farchisten. Solche und andere Losungery gebündelt in
einem Kmryfyogrmnm, müssen in die satffindenden
Kimpfe hineingetragen werden.

Die mögliche politis ierend e Wirkung der a ns tehen-
den Wahlen kann so durch eine konsequente, rcvolu-
tionäre Linke genutzt werden. In diesem Zusam-
menhang muß mit der SPD-/DG&Führungs-Politik
schonungslos ins Gericht gegangen werden. Die fa-
schistische Wahlpropaganda muß durch Einheitsfron-
ten der Linken und Arbeiterbewegung verhindert
werden. Im Kontext erster ökonomischer Siege - wie
bei Air France - können wir dann auch zu einer Um-
orientierung, zur Organisierung einer klassenkämpfe-
rischen "Wende von unten" durch die Lohnabhängi-
gen in Deutschland kommen, die den nach rechts fah-
renden BRD-Zug zum Entgleisen bringt r
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